
Nachbarstaaten vorzugehen, selbst wenn es 
den Konflikt mit der gesamten Welt dafür in 
Kauf nehmen müsse. Da Südafrika nicht be­
absichtige, sich den Drohungen des Sicher­
heitsrats zu unterwerfen, brauchte dieser 
auch nicht bis zum 31.Dezember abzuwar­
ten, um Südafrikas Reaktion zu erfahren 
(S/16106). 
Diesen markigen Worten folgten die entspre­
chenden Taten. Im Dezember 1983 intensi­
vierte Südafrika die Aggressionspoli t ik gegen 
Angola ein weiteres Mal. Südafrikanische In­
vasionstruppen besetzten weite Teile des 
südlichen Angola, erstmals wurde über un­
mittelbare militärische Konfrontation mit der 
angolanischen regulären Armee berichtet. 
Die Schärfe und das Ausmaß der andauern­
den militärischen Aktionen südafrikanischer 
Truppen, die bis zu 200 Kilometer tief auf 
angolanisches Gebiet vordrangen, signali­
sierten eine erneute Eskalation der kriegeri­
schen Auseinandersetzung. 
Die am I.Dezember von der Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen mit großer 
Mehrheit verabschiedete mehrteilige Nami­
bia-Resolution (A/Res/38/36), in der die For­
derung nach sofort iger Unabhängigkeit des 
Territoriums bekräftigt wird und an den Si­
cherheitsrat die Aufforderung zur Verhän­
gung umfangreicher verpfl ichtender Sanktio­
nen gegen Pretoria ergeht, erhält durch 
diese offenkundige Verhärtung der südafrika­
nischen Position neues Gewicht. Frankreich, 
das ebenso wie die übrigen Mitglieder der 
westl ichen Kontaktgruppe nicht in diese De­
batte der Generalversammlung eingriff und 
sich bei den Abst immungen wie jene der 
Stimme enthielt, hat mittlerweile Konsequen­
zen aus dieser hartnäckigen Obstrukt ionspo­
litik Südafrikas gezogen: Anfang Dezember 
kündigte Außenminister Claude Cheysson im 
Parlament an, daß Frankreich die Mitwirkung 
in der westl ichen Kontaktgruppe aussetze, 
da in weiteren Verhandlungen nichts mehr zu 
erreichen sei. Für deren Scheitern machte er 
Südafrika verantwort l ich. Auf die neuerliche 
Verschärfung des Konflikts durch den süd­
afrikanischen Großangriff in Südangola rea­
gierte der Sicherheitsrat umgehend mit einer 
deutl ichen Verurtei lung durch Resolution 545 
(Text: S.36 dieser Ausgabe) vom 20.Dezem­
ber 1983. 
Am 29.Dezember 1983 legte der Generalse­
kretär entsprechend der Aufforderung unter 
Ziffer 9 der Resolution 539 einen weiteren 
Bericht vor (S/16237), in dem Stand und 
Aussichten einer friedlichen Regelung für 
Namibia auf Grundlage von Resolution 435 
thematisiert werden. Darin kann der General­
sekretär die südafrikanische Haltung in der 
Frage des Junkt ims nur als Ausweichen 
und Hinhalten wiedergeben. Außenminister 
Botha hatte namens der südafrikanischen 
Regierung in einer Stellungnahme vom 
22November 1983 (S/16219) erneut die Be­
stätigung seiner wesentl ichen Aussagen vom 
29.Oktober übermittelt. Eine Entscheidung 
über das anzuwendende Wahlsystem auf 
Grundlage von Resolution 435 war im Sinne 
früherer Aussagen als Aufgabe des südafri­
kanischen Generaladministrators zu einem 
späteren Zeitpunkt bezeichnet worden. In 
seinem Bericht mußte der Generalsekretär 
somit zu seinem Bedauern mitteilen, ange­
sichts dieser Situation sei er nicht in der 
Lage, irgendwelche Fortschritte in den Ge­
sprächen mit Vertretern der südafrikanischen 
Regierung zu verzeichnen. 

Demgegenüber übermittelte SWAPO-Präsi-
dent Nujoma am 5.Januar 1984 erneut die 
Bereitschaft seiner Organisation, auf Grund­
lage von Resolution 435 in direkten Ver­
handlungen mit der Regierung Südafrikas 
einen Waffenstil lstand zu vereinbaren, der 
die Durchführung der in Entschließung 
435(1978) enthaltenen Empfehlungen ermög­
lichen soll. 
Aufgrund der Kriegshandlungen in Südan­
gola und einer daraus result ierenden Klage 
Luandas befaßte sich der Sicherheitsrat be­
reits vom 4. bis 6.Januar 1984 erneut mit der 
Lage. Als Ergebnis der Debatte wurde Reso­
lution 546 (Text: S.36f. dieser Ausgabe) am 
6.Januar bei St immenthaltung Großbritan­
niens und der Vereinigten Staaten verab­
schiedet. Sie verurteilt Südafrika wegen der 
Verletzung der territorialen Integrität Ango­
las, die als eine ernsthafte Bedrohung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicher­
heit bewertet wird, und bekräftigt unter ande­
rem Angolas Recht, die notwendigen Vertei­
digungsmaßnahmen zu treffen. Der General­
sekretär wurde mit der Erstellung eines Be­
richts beauftragt. 
In Erfüllung dieses Auftrags legte Perez 
de Cuellar am 10.Januar 1984 Dokument 
S/16266 vor, das angesichts des kurzen Zeit­
raums sowie der verhärteten Fronten relativ 
knapp ausfiel: Eine förmliche Stellungnahme 
der südafrikanischen Regierung zur Resolu­
t ion 546(1984) wurde von dieser mit der Be­
gründung verweigert, daß die Beschlüsse 
des Sicherheitsrats abgelehnt würden. Aus 
offiziellen Verlautbarungen von maßgeblichen 
südafrikanischen Politikern und Militärs gehe 
jedoch hervor, daß die militärische Operation 
in Angola ihr Ziel erreicht und der Abzug 
südafrikanischer Truppen begonnen habe. 
Demgegenüber informierte der Botschafter 
Angolas bei den Vereinten Nationen den Ge­
neralsekretär darüber, daß weder ein ent­
scheidender Wandel in der militärischen Si­
tuation in seinem Land stattgefunden habe, 
noch Anzeichen für den Rückzug der südafri­
kanischen Truppen von angolanischem Terri­
tor ium bestünden. Südafrikanisches Militär 
halte auch weiterhin Teile Südangolas be­
setzt und führe Angriffe durch (S/16266). 
Erst Ende Januar ordnete die südafrikani­
sche Regierung den Abzug aller ihrer Trup­
pen aus Angola an. 
Der schließlich im Februar zustandegekom­
mene südafrikanisch-angolanische Waffen­
stil lstand und die Überwachung des Rück­
zugs der südafrikanischen Truppen aus An­
gola bringen die Unabhängigkeit Namibias 
auf der Grundlage freier und allgemeiner 
Wahlen unter Aufsicht der Vereinten Natio­
nen kaum näher, so lange nicht erkennbar 
wird, daß in Pretoria die ernsthafte Absicht 
besteht, das Gesamtpaket der in Resolution 
435 enthaltenen Maßnahmen aufzuschnüren. 
Das südafrikanische Verhalten läßt eher dar­
auf schließen, daß gegenwärt ig ein nicht un­
bedeutender Wandel in der Strategie zur Si­
cherung des Status quo vonstatten geht, der 
— auf militärischer Überlegenheit basierend 
— die Gesamtregion des Südlichen Afrika in 
die Sicherung der Interessen Pretorias aktiv 
miteinzubeziehen sucht. Die diplomatischen 
Prioritäten werden vom eigentl ichen Ver­
handlungsgegenstand einer Unabhängigkeit 
Namibias darauf verlagert, die >Frontstaaten< 
zu einer Appeasement-Poli t ik zu zwingen. 
Das Tauziehen um die Unabhängigkeit Nami­
bias jedenfalls wird nunmehr auch im sech­

sten Jahr nach Verabschiedung der grundle­
genden Entschließung 435(1978) auf Kosten 
des namibischen Volkes weitergehen. 

Henning Melber • 

Wirtschaft und Entwicklung 

T r a n s n a t i o n a l e U n t e r n e h m e n : N o c h I m m e r S t i l l ­

s t a n d in S a c h e n A n t i - B e s t e c h u n g s - A b k o m m e n 

(3 ) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 6/ 
1979 S.218ff. fort.) 

Politik, Verwaltung und Wirtschaft stehen in 
ständiger Interaktion — in Industrie- wie in 
Entwicklungsländern. Nicht auf einzelne Län­
der beschränkt bleibt wohl auch die Tatsa­
che, daß diese Wechselbeziehungen gele­
gentl ich um so intensiver (und problemati­
scher) werden, je mehr sie sich unter Aus­
schluß der Öffentl ichkeit abspielen. Hier be­
steht nicht selten eine Grauzone, in der sich 
bei genauerem Hinsehen auch Phänomene 
wie Bestechung und Bestechlichkeit entdek-
ken lassen. Die multilaterale Diplomatie for­
muliert da etwas zurückhaltender »uner­
laubte Zahlungen«, brachte aber vor fünfein­
halb Jahren immerhin die Einsetzung eines 
Ausschusses für eine internationale Über­
einkunft über unerlaubte Zah lungen zu­
stande (UN-Doc. E/Res/1978/71). 
Den von diesem Gremium ausgearbeiteten 
Vertragsentwurf nahm der Wirtschafts- und 
Sozialrat (ECOSOC) bereits im Sommer 1979 
zur Kenntnis. Zugleich leitete er zwei Resolu­
t ionsentwürfe der 34. Generalversammlung 
zu ; der Entwurf der Entwicklungsländer 
wollte den Arbei ten an einem allgemeinen 
Verhaltenskodex für transnationale Unter­
nehmen Priorität gegenüber dem spezielle­
ren Vorhaben des Ant i -Bestechungs-Abkom­
mens einräumen, während der Entwurf der 
Vereinigten Staaten (damals noch Regierung 
Carter) auf die Abhaltung einer Bevollmäch­
t igtenkonferenz zur Verabschiedung der 
Übereinkunft bis spätestens zum 30.Juni 
1980 abzielte. A m 5. Dezember 1979 jedoch 
gab der Vorsitzende des 2. Hauptausschus­
ses der Generalversammlung als Ergebnis 
formloser Beratungen bekannt, daß zu die­
sem Zeitpunkt keine Entscheidung über die 
Resolutionsentwürfe getroffen werde. Genau 
ein Jahr später, am 5. Dezember 1980, nahm 
die Generalversammlung einen Bericht ihres 
2. Hauptausschusses (A/35/545/Add.1) hin­
sichtl ich der Abhaltung von UN-Konferenzen 
über Verhaltenskodex und Ant i -Beste­
chungs-Abkommen zur Kenntnis, in dem die 
Nicht-Entscheidung des Vorjahres lediglich 
bekräftigt wurde. Da weder die Generalver­
sammlung noch der ECOSOC bisher weitere 
Initiativen ergriffen haben, sind seitdem keine 
Fortschritte bezüglich des Ant i-Beste­
chungs-Abkommens zu verzeichnen. 
Auch die Beratungen über den Verhaltensko­
dex für transnationale Unternehmen (vgl. zu ­
letzt VN 3/1983 S.92) sind noch nicht zum 
Abschluß gekommen, da man sich im we­
sentl ichen noch über den Anwendungsbe­
reich streitet und eine allgemein anerkannte 
Definition für transnationale Unternehmen 
noch nicht gefunden wurde. Ein Abschni t t 
(Regel20) des Entwurfs befaßt sich mit kor-
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rupten Praktiken. Danach sollen transnatio­
nale Unternehmen vom Zahlen jeglicher Be­
stechungsgelder absehen und Buch führen 
über Zahlungen, die in Verbindung mit Ge­
schäftsverhandlungen an Amtsträger oder 
Vermitt ler erfolgen. Der Abschni t t enthält 
auch einen Verweis auf die Einhaltung der 
Prinzipien des Ant i -Bestechungs-Abkom­
mens, der folgl ich erst relevant wird, wenn 
dieses Abkommen von den Vereinten Natio­
nen angenommen worden ist. 
Die mühsame und nun ins Stocken geratene 
Entwicklung hinsichtl ich der uner laubten 
Zahlungen< zeigt wieder einmal, wie schwie­
rig es ist, bei internationalen Abkommen, die 
transnationale Unternehmen betreffen, einen 
Grundkonsens zu erreichen. Dies gilt in be­
sonderem Maße, wenn es um derartig heikle 
Themen wie die Unterbindung korrupter 
Praktiken geht, mag eine Reglementierung in 
Form von >Kodizes< oder >Übereinkünften< 
rechtl ich auch noch so unverbindlich er­
scheinen. Hinzu kommt, daß mittlerweile die 
Regierung der USA eine eher ablehnende 
Posit ion einnimmt, wenn es um die Ein­
schränkung der Entfaltungsmöglichkeiten 
(im umfassendsten Sinne) amerikanischer 
Unternehmen geht. Der unbefangene Außen­
stehende könnte somit den Eindruck gewin­
nen, als handele es sich hier um eine beson­
ders unheilige Allianz zwischen hemdsärmeli­
gen Markt-Ideologen und den Staatsklassen 
der Entwicklungsländer zum Zwecke der Er­
haltung des Status quo. Der Verdacht wäre 
erst dann endgült ig ausgeräumt, wenn nach 
einer Einigung über den Verhaltenskodex der 
Abschluß des Ant i -Bestechungs-Abkom­
mens ernstl ich in Angriff genommen würde. 

Christian Männicke • 

I n t e r A k t i o n : V e r b e s s e r t e K o m m u n i k a t i o n a u f 

h ö c h s t e r E b e n e e r f o r d e r l i c h — B e s o r g n i s ü b e r 

R ü s t u n g s e x p o r t — P r o t e k t i o n i s m u s (4) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 4/ 
1983 S.128f. fort.) 

I. Vor der gefährl ichsten Situation seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs steht die Welt 
heute. So jedenfalls die Einschätzung der in­
ternationalen Lage durch Leute, die es wis­
sen müssen: 20 Persönlichkeiten aus Ost 
und West, aus Nord und Süd, die ehemals an 
exponierter Stelle für die Geschicke ihrer 
Länder Verantwortung trugen. Sie traten vom 
16. bis 18. November 1983 in Wien zur ersten 
Plenartagung von >lnterAktion< zusammen. 
Es ist dies der >Aktionsrat ehemaliger Regie­
rungschefs für internationale Zusammenar­
b e i t unter Vorsitz des früheren UN-General­
sekretärs Kurt Waldheim, dessen Gründung 
auf eine Initiative von Takeo Fukuda (1976 bis 
1979 Ministerpräsident Japans) und Bradford 
Morse (Administrator des UNDP) zurück­
ging-
Einmütig verabschiedeten die Ratsmitglieder 
im letzten November eine aus drei Hauptab­
schnit ten bestehende Schlußerklärung, in 
der Schwerpunkte für die künftigen Aktivitä­
ten von InterAktion gesetzt werden. 
II. Im Bereich S icherhe i t und Abrüstung< 
forderte der Rat alle Parteien, die an Rü­
stungskontrol l - und Rüstungsbogrenzungs-
gesprächen (insbesondere an den zum Zeit­
punkt der Ratssitzung in Genf geführten Ver­
handlungen) tei lnehmen, auf, alle Anstren­

gungen zu unternehmen, um wirksame Über­
einkünfte zu erzielen und einen Abbruch die­
ser Gespräche zu vermeiden. Ferner appel­
lierte der Rat auch an alle Staaten, einer wei­
teren Ausdehnung der enormen Bestände an 
konventionellen und nuklearen Waffen Ein­
halt zu gebieten und wirksame Schritte zu 
deren Abbau einzuleiten sowie die Rüstungs­
exporte vor allem in die Entwicklungsländer 
einzudämmen. Der Rat betonte weiterhin, 
daß der Friede gefestigt werde, wenn eine 
Situation hergestellt werden könnte, in der 
es keine Mittelstreckenraketen in Europa 
und in anderen Teilen der Welt mehr gebe. 
Schließlich trat der Rat dafür ein, das Risiko 
einer durch Zufälle ausgelösten weltweiten 
Tragödie durch wirksame Maßnahmen und 
verbesserte Kommunikation auf höchster po­
litischer Ebene zu verringern. 
Generell brachte der Rat seine Besorgnis 
darüber zum Ausdruck, daß kleine Länder in 
den verschiedensten Regionen der Welt in 
Konflikte verwickelt werden, die die Interes­
sen geographisch entfernter Mächte wider­
spiegeln und durch diese noch verschärft 
werden. 
III. Ein anderer Hauptabschnitt der Ab-
schlußerklärung befaßt sich mit jenen Gefah­
ren für den Weltfr ieden, die von der interna­
tionalen Wirtschaftslage ausgehen. Der Rat 
appellierte an die größeren Industrieländer, 
durch eine engere Abst immung ihrer Wirt­
schafts- und Währungspolit ik und durch ei­
nen Abbau ihrer Haushaltsdefizite eine Sen­
kung der hohen Realzinsen sowie eine Stabi­
lisierung und Anpassung der Wechselkursre­
lationen anzustreben und damit zu einer Wie­
derbelebung der Weltwirtschaft beizutra­
gen. 
Der Rat forderte ebenfalls dringende Entla­
stungsmaßnahmen, um den aufgrund der ho­
hen Verschuldung in vielen Entwicklungslän­
dern entstandenen gravierenden Problemen 
und der drohenden Zahlungsunfähigkeit vie­
ler dieser Länder entgegenzuwirken. Solche 
Maßnahmen könnten kurzfristige Zahlungs­
moratorien, eine Verringerung der Zinssätze 
von Krediten, erleichterte Rückzahlungsfri-
sten sowie den vollständigen oder teilweisen 
Erlaß von Schulden umfassen. Ferner will 
sich der Rat für eine Aufstockung der Mittel 
des Internationalen Währungsfonds (IMF) 
und eine Neufassung der Kreditvergabebe­
dingungen des IMF einsetzen, die künftig 
stärker die soziale und polit ische Lage der 
Empfängerländer in Rechnung stellen soll­
ten. 
Die Ratsmitglieder kamen ebenfalls überein, 
sich für die Einberufung einer internationalen 
Währungskonferenz einzusetzen, die sich 
möglichst noch 1984 mit Fragen einer langfri­
st igen Umstrukturierung der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen befassen und fol­
gende Bereiche miteinander in Beziehung 
setzen sol l : Handel und Marktzugang; Ver­
schuldung der Entwicklungsländer; Haus­
haltsdefizite der Industrieländer; Stabilisie­
rung der Wechselkurse. 
Mit besonderem Vorrang will sich der Ak­
tionsrat auch der Ausarbeitung eines neuen 
internationalen Verhaltenskodex auf freiwilli­
ger Basis widmen, der zum Abbau von pro-
tekt ionist ischen Maßnahmen bei Industrie­
produkten, landwirtschaftl ichen Produkten 
und Dienstleistungen führen soll. 
IV. Im dritten Hauptteil seiner Erklärung gab 
der Rat seine Entschlossenheit zu Protokoll , 
Maßnahmen zur beschleunigten Entwicklung 

der Dritten Welt aktiv zu unterstützen. Das 
Hauptaugenmerk wird dabei auf der Steige­
rung der öffentl ichen und privaten Entwick­
lungshilfeleistungen und insbesondere der 
massiven Aufstockung der Unterstützung für 
die am wenigsten entwickelten Länder lie­
gen. Langfristig will sich der Rat um die Aus­
arbeitung eines umfassenden Programms 
verstärkter Entwicklungszusammenarbeit be­
mühen, das zu einem selbsttragenden Wirt­
schaftswachstum in den Entwicklungslän­
dern führen und diese aktiv an der Wiederbe­
lebung der Weltwirtschaft beteil igen soll. 
Abschließend brachte der Rat seine Über­
zeugung zum Ausdruck, daß die Vereinten 
Nationen bei der Erörterung und Lösung der 
großen Menschheitsprobleme — Frieden, 
Abrüstung und weltweite Entwicklung — 
eine ganz entscheidende Rolle zu spielen ha­
ben. 

V. Die nächste Plenartagung des Rates wird 
in der ersten Jahreshälfte 1984 auf Einladung 
der jugoslawischen Regierung auf der Insel 
Brioni stattf inden. In der Zwischenzeit wer­
den sich der Exekutivausschuß des Rates 
und einzelne Mitglieder bemühen, die in der 
Wiener Abschlußerklärung skizzierten Aktivi­
täten inhaltlich und polit isch voranzutrei­
ben. 

An der Wiener Tagung nahmen neben dem 
Vorsitzenden Kurt Waldheim folgende ehe­
malige Staats- oder Regierungschefs tei l : Ta­
keo Fukuda (Japan), Ahmadou Ahidjo (Ka­
merun), Kirti Nidhi Bista (Nepal), Jacques 
Chaban-Delmas (Frankreich), Kriangsak 
Chomanan (Thailand), Mathias Mainza Chona 
(Sambia), Jenö Fock (Ungarn), Malcolm Frä­
ser (Australien), Kurt Furgler (Schweiz), Se-
lim Hoss (Libanon), Manea Mänescu (Rumä­
nien), Michael Manley (Jamaika), Hedi Nouira 
(Tunesien), Olusegun Obasanjo (Nigeria), Mi-
säel Pastrana Borrero (Kolumbien), Carlos 
Andres Perez (Venezuela), Maria de Lourdes 
Pintasilgo (Portugal), Mitja Ribicic (Jugosla­
wien) und Ola Ullsten (Schweden). 
Weitere Mitglieder des Rates sind Giulio An-
dreott i (Italien), James Callaghan (Großbri­
tannien), Arturo Frondizi (Argentinien), Ah­
med Osman (Marokko), Helmut Schmidt 
(Bundesrepublik Deutschland) und Leopold 
Sedar Senghor (Senegal). 

Hans d'Orville • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

A s y l : U m s t r i t t e n e A b s c h r e c k u n g s m a ß n a h m e n in 

d e r B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d — B e s u c h e r a u s 

G e n f — D i f f e r e n z e n z w i s c h e n B o n n u n d d e m 

U N H C R n u r t e i l w e i s e a u s g e r ä u m t (5) 

Ein seit langem geplanter Besuch des Hohen 
Flüchtl ingskommissars der Vereinten Natio­
nen in Bonn hat nach einer Verschiebung um 
drei Monate Anfang Dezember 1983 stattge­
funden. Der Däne Poul Hartling lobte den 
freundlichen Empfang und die ruhigen Ge­
spräche. Er schüttelte die Hände von Kanzler 
Kohl, Bundestagspräsident Barzel und der 
Minister Genscher, Zimmermann und Warn-
ke. Das Klima der Beziehungen hat sich wie­
der erwärmt, aber die Differenzen zwischen 
dem Hochkommissariat (UNHCR) und der 
Bundesregierung wurden nicht vollständig 
ausgeräumt. 
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